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„Knetmännchen auf der Richterbank“ / FR vom 16.4.20 15

Lieber Bronski,

grundsätzlich ist ihrem Gerichtsreporter Stefan Beh r zuzustimmen, dass die „eh-
renamtlichen Schöffen keinen Nutzwert haben.“ Offen sichtlich hat er bei seiner 
Arbeit im Gericht feststellen können, dass auch kri tische Beobachter von Ge-
richtsverhandlungen und viele Berufsrichter die Sch öffen als überflüssig empfin-
den. In der Bundesrepublik gibt es über 100.000 ehr enamtliche Richter(innen) und
Schöff(en)innen. Den Hauptanteil stellen die über 6 1.000 Schöffen/Schöffinnen 
und Jugendschöffen. Die Bürger, die zu ehrenamtlich en Richtern und Schöffen er-
nannt werden, leisten den gleichen Eid (§ 38 Deutsc hes Richtergesetz) wie die 
Volljuristen, die zu Berufsrichtern ernannt werden.  Sie haben die gleichen Rech-
te und Pflichten wie die Berufsrichter, verfügen ab er über so gut wie keine ju-
ristischen Kenntnisse.

Die Erfahrung, die der kritische Beobachter z.B. in  der Straf- oder in der Ar-
beitsgerichtsbarkeit macht, ist, dass die Schöffen bzw. die ehrenamtlichen Rich-
ter, von wenigen Ausnahmen abgesehen, passiv neben dem Berufsrichter oder den 
Berufsrichtern sitzen, sich also nicht am Prozessge schehen beteiligen, z.B. kei-
ne Fragen stellen, nicht am Sach- und Rechtsgespräc h teilnehmen, oder darauf 
hinwirken, dass die Vorschriften der Prozessordnung  beachtet werden.

Diese Einrichtung ist zwar gut gedacht, aber die Au fgaben, die ihnen der Gesetz-
geber zugedacht hat, erfüllen sie nicht oder nur se hr selten, weil ihnen das nö-
tige, juristische Fachwissen fehlt, oder sie, aus w elchen Gründen auch immer, 
sich in der Verhandlung fast immer passiv verhalten . Dann stellt sich die be-
rechtigte Frage, ob man an dieser Institution festh alten soll.

Die Politik wäre verpflichtet, die Institution der Laienrichter im Allgemeinen 
und der Schöffen im Besonderen zu überdenken, ob si e noch beibehalten werden 
soll. Dies wäre nur dann gerechtfertigt, wenn die P olitik bereit ist, das nötige
Geld auszugeben, damit den Laienrichtern die nötige n Grundkenntnisse der jewei-
ligen Prozessordnung und des materiellen Rechts ver mittelt werden, damit sie 
ihre verantwortliche Tätigkeit sachgerecht ausüben können. Andernfalls sollte 
die Politik die Institution der Laienrichter abscha ffen und die eingesparten, 
beträchtlichen Gelder für die Einstellung weiterer Berufsrichter und der besse-
ren Ausstattung der Gerichte mit Sachmitteln verwen den.

Mit freundlichen Grüßen

( Horst Trieflinger )
    Vorsitzender

Bankverbindung: Frankfurter Sparkasse, IBAN DE29 5005 0201 0000 3229 20


